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Schutz der Ressourcen zu verbinden. Von 
1990 bis 2005 habe man den Energiever­
brauch pro Einheit am BIP um 46% senken 
können.

Die Berichterstattung zur Umweltmi­
nisterkonferenz machte auch den Druck 
deutlich, der auf China in dieser Frage 
aus dem Ausland ausgeübt wird. Die chi­
nesische Regierung ist sich ihrer negativen 
Rolle als Klimasünder durchaus bewusst, 
wehrt sich aber zugleich gegen die An­
schuldigungen. Da China aber selbst von 
den Folgen des Klimawandels wie Über­
schwemmungen, Dürren u.A. immer stär­
ker betroffen sein wird und zugleich das 
ungebremste Wirtschaftswachstum als Vo­
raussetzung für die Legitimität der Regie­
rung gesehen wird, steckt Letztere in ei­
nem ernsthaften Dilemma. Auch in Chi­
na sind Umweltschädigungen vielfach Ur­
sache für Bevölkerungsproteste. Die Um­
weltbehörde ist daher schon seit längerem 
ernsthaft entschlossen, gegen Umweltsün­
der vorzugehen. So verhängte sie gegen 
die Jilin Petrochemical Company, die im 
November 2005 für die Vergiftung des 
Songhua-Flusses verantwortlich war, die 
Höchstbuße von 1 Mio. CNY (125.000 
USD) und will künftig mit Hilfe einer Da­
tenbank gelisteten Umweltsündern unter 
den Unternehmen Bankkredite sperren las­
sen. Von MinisterpräsidentWen bekam die 
Behörde indirekt Unterstützung, der in sei­
nem Bericht beklagte, dass viele rückständi­
ge Produktionsstätten von den Lokalbehör­
den nicht wie geplant geschlossen worden 
seien. (ST, 6., 13., 29.2.07; SCMP, 6.2., 
1.3.07; XNA, 25.1., 22.2.07; WSJ, 27.2., 
6.3.07; FAZ, 15.3.07; FTD, 18.3.07)
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Neue Behörde für die Anlage 
von Devisenreserven

Während der Tagung des Nationalen Volks­
kongresses (NVK) kündigte der chinesi­
sche Finanzminister Jin Renqing an, dass 
der Staatsrat die Gründung einer staatli­
chen Investmentgesellschaft für die Anlage 
von Devisenreserven genehmigt hat. Zu­
künftig soll diese Investmentgesellschaft 
für einen Teil der Devisenreserven die pro­
fitabelsten und sichersten Anlagemöglich­
keiten finden.

Die Devisenreserven erreichten Ende 
2007 ein Niveau von 1.066 Mrd. USD. Der­
zeit steigen die Devisenreserven um monat­
lich rd. 20 Mrd. USD vor allem aufgrund 
des Außenhandelsüberschusses. Da die Re­
gierung die Devisenkontrolle aufrechterhal­
ten will, muss sie alle ins Land strömenden 
Auslandswährungen kaufen und anschlie­
ßend zur Sterilisation der negativen Auswir­
kungen - so erhöhen diese die Geldmenge 
und sind eine Inflationsgefahr - im Ausland 
wieder anlegen.

Welche Struktur die neue Investment­
gesellschaft haben wird, ist noch nicht be­
kannt gegeben worden. Angeblich soll sie 
im Rang eines Ministeriums angesiedelt 
werden und direkt dem Staatsrat unterste­
hen. Bisher ist die Devisenbehörde SAFE 
verantwortlich für die Anlage von Devi­
senreserven. Ausländische Analysten spe­
kulieren, dass das neue Unternehmen dem 
Modell der singapurianischen Investitions­
gesellschaft Temasek Holdings folgen könn-
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te. Ihren Schätzungen nach könnte die 
Investmentgesellschaft ein Volumen von 
mindestens 300 Mrd. USD auf den Markt 
bringen. Damit wäre diese Investmentge­
sellschaft die finanzstärkste in Asien.

Es wurden bereits Befürchtungen von 
Analysten geäußert, dass die chinesische 
Regierung über mögliche spekulative An­
lagen die Aktienkurse weltweit oder die 
US-Zmssätze beeinflussen könnte. Hierauf 
reagierte der US-Finanzminister Paulson in 
einem Interview. Er wies darauf hin, dass 
die chinesischen Anleihen im Ausland le­
diglich dem Umsatzvolumen eines einzigen 
Handelstages am globalen Markt für An­
leihen entsprechen würden. (FT, 10.3.07; 
HB, 12.3.07; WSJ, 9. und 10.3.07)

USA drängen auf höheres 
Reformtempo
Während seines Besuches der Shanghaier 
Terminbörse im März 2007 forderte der 
US-amerikanische Finanzminister Henry 
Paulson die chinesische Regierung in einer 
Rede dazu auf, eine schnellere marktorien­
tierte Veränderung der Kapitalmarktstruk­
turen durchzuführen. Vor allem sollte der 
Kapitalmarkt gegenüber ausländischen Fi­
nanzinstituten, Versicherungs- und Fonds­
gesellschaften geöffnet und damit mehr 
Wettbewerb zugelassen werden. Notwen­
dig seien außerdem eine Verbesserung der 
Regulierung, der Buchführungsstandards 
sowie die Entwicklung des Anleihen- und 
Derivatenmarktes. Paulson wies darauf hin, 
dass die Risiken bei einer langsamen Um­
setzung von Reformen größer wären, als 
wenn ein transparenter, liquider und stabi­
ler Kapitalmarkt aufgebaut würde. Paulson 
räumte allerdings ein, dass die Divergen­

zen zwischen den USA und China nicht 
hinsichtlich der Richtung des Wandels be­
stehen, sondern in der Geschwindigkeit 
der Veränderungen liegen würden.

Paulsons Rede wird in den ausländi­
schen Medien einerseits als Zeichen dafür 
interpretiert, dass die US-Regierung auf 
weitere marktwirtschaftliche Reformen in 
China drängt. Seit seiner Amtsübernahme 
vor sechs Monaten hat Paulsen bereits drei­
mal China besucht und jedes Mal eine 
schnellere Marktöffnung gefordert. Ande­
rerseits steht die Rede dafür, dass Paulson 
eine verständnisvollere Haltung gegenüber 
der umstrittenen Wechselkursanpassung 
und des chinesischen Überschusses im bila­
teralen Handel mit den USA einnimmt. Die 
Beijinger Regierung hatte wiederholt auf 
die Risiken einer starken Wechselkursverän­
derung bzw. einer unbeschränkten Konver­
tibilität für die gesamte wirtschaftliche Ent­
wicklung hingewiesen. Weitere Konfliktthe­
men sind außerdem die Produktpiraterie 
und die Fälschung von Software, pharma­
zeutischen Produkten, DVDs sowie ande­
ren Produkten.

Kurz nach seinem Amtsantritt hat­
te Paulson außerdem angekündigt, einen 
„strategischen Wirtschaftsdialog“ zwischen 
hochrangigen Regierungsvertretern beider 
Länder in Gang zu setzen, um den Hand­
lungsdruck auf die chinesische Regierung 
zu erhöhen. Während des letzten Besuches 
in Beijing traf Paulson mit der stellvertreten­
den Ministerpräsidentin Wu Yi zusammen, 
die im strategischen Dialog die chinesische 
Seite vertritt. Es wird davon ausgegangen, 
dass Paulson auf Veränderungen bis Mai 
gedrängt hat. Dieser Termin ist deshalb 
von Bedeutung, da Wu Yi dann mit einer
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Delegation in die USA reisen wird.
Konflikte im bilateralen Handel zwi­

schen den USA und China bestehen jedoch 
auch weiter beim Antidumping. So kün­
digte die US-Regierung an, dass sie wirt­
schaftliche Sanktionen gegenüber China 
zum Schutz der inländischen Papierherstel­
ler vor unfairem Wettbewerb durch chinesi­
sche Unternehmen verhängen wird. Vorge­
sehen sind Zölle in Höhe von 10,9-20,4% 
als Sanktion gegenüber den subventionier­
ten Lieferungen aus China. (IHT, 9.3.07; 
SCMP, 28.2.07; The Straits Times Interac­
tive, 31.3.07)

Steuerliche Bevorzugung 
ausländischer Unternehmen läuft 
aus

Zum 1. Januar 2008 wird die steuerliche 
Bevorzugung ausländischer gegenüber in­
ländischen Unternehmen aufgehoben. Al­
lerdings wird es Ausnahmen und Über­
gangsfristen geben.

Die Abgeordneten des NVK stimmten 
für die Veränderung der Unternehmensbe­
steuerung mit 2.826 zu 37 Gegenstimmen 
und 22 Enthaltungen. Die gesetzliche Ver­
änderung ist ein Schlusspunkt unter eine 
langjährige Diskussion um die steuerliche 
Bevorzugung ausländischer Unternehmen. 
Mit der Gesetzesanpassung wird ab Janu­
ar 2008 ein Steuersatz von 25% für alle 
Unternehmen gelten. Derzeit zahlen auslän­
dische Unternehmen 15% und kommen in 
den Genuss von sonstigen Steueranreizen. 
Diese haben den Zufluss ausländischer In­
vestitionen, verbunden mit Transfer von 
Technologie und Know-how nach China 
positiv beeinflusst. Allerdings wurde die 
unterschiedliche steuerliche Behandlung

in den letzten Jahren von den inländischen 
Unternehmen zunehmend kritisiert.

Um die Auswirkungen der steuerlichen 
Anpassung abzufedern, sieht das Gesetz 
eine Übergangsfrist von fünf Jahren vor. 
Für ausländische Unternehmen wird der 
Steuersatz in den nächsten fünf Jahren je­
weils um 2% steigen. Ausnahmen sollen 
auch zukünftig für bestimmte Industrieb­
ranchen und Investitionsprojekte gelten. 
Steuerliche Anreize für Investitionen in 
den Umweltschutz, in die Agrarentwick­
lung, Wasserkonservierung, Produktionssi­
cherheit, Hightechentwicklung und öffent­
liche Wohlfahrt werden weiterhin bestehen 
bleiben. Nach Angaben des Handelsminis­
ters Bo Xilai werden mit Auslandskapital 
finanzierte Unternehmen im Hightechsek­
tor nach wie vor lediglich 15% Steuern be­
zahlen müssen. Für kleine und mittelgroße 
ausländische Unternehmen, die geringe Ge­
winne aufweisen, wird ein Steuersatz von 
20% gelten.

Bo Xilai wies in einem Interview mit 
der Nachrichtenagentur Xinhua darauf hin, 
dass die Vereinheitlichung der Unterneh­
mensbesteuerung dazu beitragen wird, ei­
ne faire Wettbewerbssituation zu schaffen.

Zu diesen kleineren und mittelgroßen 
ausländischen Unternehmen (KMU) zäh­
len insbesondere solche aus Hongkong, Tai­
wan und Macao. Nach Angaben des Finanz­
ministers Jin Renqing zählen rd. 60% der 
Unternehmen aus dieser Region zu der ge­
nannten Kategorie.

Als KMU gelten bisher nach einer De­
finition des Statistikamtes solche Industrie­
unternehmen, die bis zu 300 Angestellte 
oder bis zu 30 Mio. CNY Umsatz haben.

Es wird damit gerechnet, dass Lokal-
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regierungen aufgrund der steuerlichen An­
passung versuchen werden, ausländische 
Investoren zu finden, die in Hightechsekto­
ren mit niedrigen Steuersätzen investieren 
wollen.

Ob sich ausländische Unternehmen 
durch die Steueranpassung um 10% von ei­
ner Investition in China abschrecken lassen, 
bleibt abzuwarten. So geht Joseph Lee, zu­
ständig für Steuerfragen bei Ernst & Young 
in Beijing, davon aus, dass dies nicht der 
Fall sein wird: „What weighs in their deci­
sion is China’s huge market potential. The 
appeals are not only confined to preferen­
tial tax policies.” (Xinhua News Agency, 
16.3.2007, in: www.china.org.cn.)

Aus Sicht von Terence Tang, Abteilungs­
leiter Immobilieninvestitionen in China bei 
Jones Lang Lasalle, haben ausländische 
Investoren in China normalerweise eine 
längere Geschäftsperspektive: „Such com­
panies put billions of dollars into China, 
while those who are not making money 
now would not need to pay corporate ta­
xes anyway, so any increase in rates will 
not make much of an inpact”. (The Straits 
Times Interactive, 5.3.07)

Die Staatsunternehmen zählen zu den 
Gewinnern dieser steuerlichen Anpassung. 
Diese Unternehmen haben bisher die höchs­
ten Steuersätze von 33% zu zahlen.

Neben einer Gleichstellung von in- und 
ausländischen Unternehmen und damit ei­
ner Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit in­
ländischer Unternehmen in der Besteue­
rung wird das Gesetz auch Einfluss auf die 
regionalen Unterschiede ausüben. So wa­
ren die Sonderwirtschaftszonen und sons­
tige mit Sonderrechten ausgestattete Ge­
biete aufgrund der steuerlichen Vergünsti­

gungen Hauptziel für Auslandsinvestoren 
geworden. Zumindest steuerlich wird es 
zukünftig keine regionalen Unterschiede 
mehr geben. Klare Signale setzt die neue 
Steuerregelung auch für die Innovations- 
politik. So werden damit Anreize für die 
Restrukturierung der Wirtschaft und Inves­
titionen in Engpassbereiche wie Infrastruk­
tur und Agrarsektor gesetzt. (Xinhua News 
Agency, 16.3.2007; The Straits Times In­
teractive, 5.3.07; SCMP, 10.3.07; BBC PF, 
16.3.07)
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Wirtschaftliche Erfolge im Jahr 
2006 und Ziele für 2007

Währung der Tagung des nationalen Volks­
kongresses im März 2007 legte die Nationa­
le Entwicklungs- und Reformkommission 
(NRDC) ihren Bericht über die wirtschaftli­
che und soziale Entwicklung für 2006 und 
die Entwicklungsplanung für 2007 vor. In 
einer Zusammenfassung stellte die Nach­
richtenagentur Xinhua die wichtigsten Er­
gebnisse und Eckdaten des 35-seitigen Be­
richtes vor.

Ergebnisse des Jahres 2006:
• Anstieg des BIP-Wachstums um 10,7%
• Erhöhung der Regierungseinnahmen 

um 24,3%
• Für die Landwirtschaft, die ländlichen 

Gebiete und die Bauern wurden 339,7 
Mrd. CNY verwendet, dies waren 42,2 
Mrd. CNY mehr als zuvor.

• Die Agrarsteuer sowie die Steuern auf 
landwirtschaftliche Spezialitäten wur-
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